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mic. PARIS, 15. Oktober. Nach den Wan-
zen am Dienstwagen des Gewerkschafts-
chefs Bernard Thibault steht wieder eine
Persönlichkeit der französischen Linken
im Zentrum einer mysteriösen Spionage-
affäre. Dieses Mal trifft es Olivier Besan-
cenot, den Trotzkistenführer, der in Fern-
sehshows die Einschaltquoten von Star-
gästen wie Carla Bruni oder Ségolène
Royal übertrifft. Der 34 Jahre alte Brief-
träger von der Revolutionären Kommunis-
tischen Liga (LCR) droht die Parteien-
landschaft auf der Linken durcheinander-
zuwirbeln, wenn er wie angekündigt in
den nächsten Monaten eine neue „Links-
partei“ nach deutschem Vorbild begrün-
det.

Vor kurzem erstattete Besancenot An-
zeige wegen Verletzung der Privatsphäre.
Jetzt nahmen die Ermittler in Paris zehn
Verdächtige fest, die zwischen Oktober
2007 und Januar 2008 Besancenot und sei-
ne Familie beschattet und abgehört ha-
ben sollen. Noch ist unklar, ob es sich um
politische Überwachung oder um einen
privaten Racheakt handelte. Zu den Fest-
genommenen zählt der Unternehmens-
chef der Firma SMP Technologies, Anto-
ine Di Zazzo, dessen Unternehmen über
einen Exklusivvertrag mit dem französi-
schen Innenministerium verfügt. Di Zaz-
zo versorgt die französische Polizei mit
Elektroschockpistolen (Taser), mit denen

viele rechte Bürger-
meister die Kom-
munalpolizei aus-
gerüstet haben.
Besancenot hatte
sich vielfach gegen
die Verwendung
der Elektroschock-
pistolen ausgespro-
chen und vor Miss-
brauch und gesund-
heitsschädlichen

Langzeitwirkungen gewarnt. Nach Infor-
mationen der Wochenzeitung „Le Canard
Enchaîné“ hat diese Kritik den Unterneh-
menschef Di Zazzo dazu veranlasst,
Besancenots Privatleben von Detektiven
ausspionieren zu lassen.

Die Ermittler sind bei Di Zazzo auf
Rechnungsbelege gestoßen. Doch auch
staatliche Kriminalbeamte haben sich ver-
mutlich an der Spionageaktion beteiligt
und ihr Gehalt aufgebessert mit Informa-
tionen, die sie an die Privatdetektivbüros
weiterleiteten. Einer der Gelegenheits-
spione soll laut „Canard“ statt der Ein-
gangshalle (französisch: „porche“) einen
in der Nähe des Miethauses von Besance-
not geparkten Porsche (was auf Franzö-
sisch genauso ausgesprochen wird) tage-
lang überwacht haben. Bis er seinen Auf-
traggebern enttäuscht meldete: Besance-
not fährt einen Peugeot 106.
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mic. PARIS, 15. Oktober. Der französi-
sche Staatspräsident Sarkozy plant für
das nächste Jahr eine Haushaltserhöhung
für den Elysée-Palast von 11,5 Prozent. Ei-
nen entsprechenden Entwurf soll das Par-
lament nun genehmigen. Allen öffentli-
chen Verwaltungen und zuletzt sogar der
Gendarmerie hat Sarkozy hingegen Aus-
gabenbeschränkungen auferlegt. Das für
das laufende Jahr bereits auf mehr als 100
Millionen Euro erhöhte Budget für den
Elysée-Palast ist schon überschritten. Der
Fehlbetrag beträgt inzwischen zehn Mil-
lionen Euro. Im Elysée-Palast werden die
fehlenden zehn Millionen auf „Bilanzie-
rungsfehler“ zurückgeführt.

Der sozialistische Abgeordnete René
Dosière kritisierte die stark gestiegenen
Kosten an der Staatsspitze. „Dass Nicolas
Sarkozy viel reist, ist legitim. Aber viel-
leicht kann er mit weniger Flugzeugen,
weniger Gästen und weniger Empfängen
auskommen“, sagte Dosière. „Außerdem
erklären die Reisen nicht alles. Die 98 Mit-
arbeiter des Präsidenten haben Gehalts-
erhöhungen von 20 Prozent bekommen,
nach einer Erhöhung von 26,8 Prozent im
vergangenen Jahr.“ Staatspräsident Sarko-
zy hatte beschlossen, sich ein neues Präsi-
dentenflugzeug zu kaufen, einen Airbus
330, der 2010 in Dienst genommen wer-
den soll. Über die Kosten schweigt der
Präsidentenpalast.

R.O. WIEN, 15. Oktober. In Österreich
bereiten SPÖ und ÖVP ihre Koalitions-
verhandlungen vor. Der designierte Par-
teivorsitzende Pröll erhielt vom ÖVP-
Bundesvorstand das Mandat, mit den
Sozialdemokraten zu verhandeln. Der
SPÖ-Vorsitzende Faymann will sich an
diesem Donnerstag seine aus voraus-
sichtlich neun Mitgliedern bestehende
Verhandlungsdelegation von den Füh-
rungsgremien seiner Partei bestätigen
lassen. Dabei setzt er dem Vernehmen
nach weitgehend auf die bisherigen
SPÖ-Minister sowie auf den burgenländi-
schen Landeshauptmann Niessl und den
Chef der SPÖ-Gewerkschafter, Haberzet-
tel.

Die ÖVP geht mit Pröll, Finanzminis-
ter Molterer, Außenministerin Plassnik,
Innenministerin Fekter, Beamtengewerk-
schaftler Neugebauer, Staatssekretärin
Marek, Wirtschaftsbund-Generalsekre-
tär Kopf, Wissenschaftsminister Hahn
und dem Vorarlberger Landeshaupt-
mann Sausgruber in die Verhandlungen.
Diese beginnen am Montag und dürften
sogleich in Sachen Europapolitik zu Rei-
bereien führen, da Pröll und Frau Plass-
nik deutlich machten, dass sie nicht zu
Kompromissen bereit seien. Faymann
aber besteht darauf, Volksabstimmun-
gen im Falle substantieller EU-Vertrags-
änderungen vorzuschreiben. Über dieses
Thema war die Koalition im Sommer zer-
brochen.

Vier der 27 ÖVP-Vorstandsmitglieder
stimmten gegen die Verhandlungen, dar-
unter zwei Landesvorsitzende. Pröll war
daher bemüht, eine vorzeitige Festle-
gung auf die SPÖ zu vermeiden. Der Aus-
gang der Verhandlungen sei offen. Es
gebe auch andere Optionen als die einer
von der SPÖ geführten großen Koaliti-
on. Man werde Gespräche „ohne partei-
politische Präferenz“ führen. Pröll hatte
zuvor den Vorschlag des Grazer Bürger-
meisters Nagl (ÖVP), wegen der Finanz-
marktkrise eine Allparteienregierung
(„Konzentrationsregierung“) zu bilden,
als „Option“ bezeichnet. Gesprochen
werden könnte darüber schon in der
nächsten Runde der „Österreich-Gesprä-
che“ zwischen den Chefs der fünf Parla-
mentsparteien. Dabei steht ein Kassen-
sturz auf dem Programm.

Haider war betrunken
WIEN, 15. Oktober (Reuters). Der

Kärntner Landeshauptmann Jörg Haider
war betrunken, als er in der Nacht auf vo-
rigen Samstag verunglückte. Haider
habe nach Erkenntnissen der Gerichts-
mediziner zum Unfallzeitpunkt 1,8 Pro-
mille Alkohol im Blut gehabt, sagte der
neue Chef von Haiders Partei BZÖ, Ste-
fan Petzner. Erlaubt sind in Österreich
0,5 Promille. Haider war auf einer Land-
straße nach einem Überholmanöver bei
stark überhöhter Geschwindigkeit verun-
glückt.

INNSBRUCK, im Oktober. In der Südti-
roler Volkspartei macht sich Verzagtheit
breit. Zum ersten Mal muss die zwischen
Brenner und Salurner Klause, zwischen
Reschenpass und Dolomiten dominante,
seit 1948 in Bozen stets mit absoluter
Mehrheit regierende SVP um ihre komfor-
table Majorität bangen. Am Sonntag in ei-
ner Woche wird ein neuer Landtag für die
Autonome Provinz Bozen-Südtirol ge-
wählt, und Umfragen sehen die SVP unter
50 Prozent. Als die Partei in der Wahl
zum italienischen Parlament im April auf
ein historisches Tief gestürzt war, gab
sich die Parteiführung noch der Hoffnung
hin, bis zur Landtagswahl am 26. Oktober
werde sich diese Scharte auswetzen las-
sen. Denn die Wähler hätten noch immer
zwischen Rom und Bozen zu gewichten
gewusst und dabei stets die SVP als Sam-
melpartei der Südtiroler deutscher und la-
dinischer Zunge die nötige Stärke ver-
schafft.

Doch die Ergebnisse der Landtagswah-
len im österreichischen Bundesland Ti-
rol, wo die Schwesterpartei ÖVP, und in
Bayern, wo sogar die aufs engste verbün-
dete CSU ihre traditionelle absolute Mehr-
heit verlor, versetzte der Zuversicht im
SVP-Hauptquartier zu Bozen Ende Sep-
tember einen schweren Schlag. Und im
Ausgang der mit der Bayern-Wahl tagglei-
chen österreichischen Nationalratswahl
wollen Demoskopen auch für Südtirol
den Trend im Wählerverhalten vorge-
zeichnet sehen: weg von der SVP, hin zu
den Oppositionsparteien. Auch in Südti-
rol macht das Wort von der „Denkzettel-
wahl“ die Runde.

Von dieser Entwicklung profitieren al-
len voran die rechts der Mitte angesiedel-
ten Freiheitlichen und die konkurrieren-
de Liste Süd-Tiroler Freiheit, weniger
wohl die Union für Südtirol, von der sich
die Süd-Tiroler Freiheit abspaltete. Beson-
ders die Freiheitlichen stehen bei Jung-
wählern hoch im Kurs. Wie in Österreich
ist auch in Südtirol deren Mehrheit für die
Rechtsparteien „deutscher“ wie italieni-
scher Provenienz – und nicht für die eher
links angesiedelten „interethnischen“
Grünen. Unter den Wählern zwischen 30
und 40 sieht es kaum anders aus.

Mit dem programmatischen Attribut
der Interethnizität haben sich die Grünen
unter anderem deswegen versehen, weil

sie Kandidaten aus den drei Volksgrup-
pen des 1918 von Italien annektierten
Teils Tirols – Deutsche, Ladiner, Italiener
– auf ihren Wahllisten haben. Dabei ist
das Experiment der Grünen, die eine Ver-
schränkung mit den sogenannten Bürger-
listen suchten, gar nicht geglückt. Ein Teil
kandidiert auf der „traditionellen“ Grü-
nen-Liste, andere treten selbständig als
„Bürgerbewegung“ an.

Für das Sammelsurium italienischer
Parteien in Südtirol prognostizieren die
Demoskopen einen ähnlichen Trend wie
für die SVP: weg von den autonomie-
freundlichen Mitte-Parteien, hin zu den
rechtsnationalen sowie Splittergruppen,
die sich offen auf das Erbe des Duce Mus-
solini berufen und zur Nachfolge des MSI,
der neofaschistischen Nachkriegspartei,
bekennen. Dabei marschiert die Mitte ge-
trennt, während sich Forza Italia (FI) und
Alleanza Nationale (AN), die immerfort
die angebliche Benachteiligung der Italie-
ner in der „Provincia Bolzano“ beschwö-
ren, auf der gemeinsamen Plattform „Il Po-
polo della Liberta“ präsentieren. Das Ab-
schneiden just dieser Listen ist indes für
die Regierungsbildung nach der Wahl
nicht unwesentlich. Denn laut Autono-
miestatut steht jeder Volksgruppe gemäß
ihrer Stärke eine entsprechende Vertre-
tung in der Landesregierung zu. Sind Grü-
ne oder Mitte-Parteien dafür zu schwach,
könnte die SVP gezwungen sein, mit Kan-
didaten der italienischen Rechtsparteien
zusammenarbeiten zu müssen. Dies gilt
umso mehr, wenn sie die absolute Mehr-
heit tatsächlich verfehlen sollte und sogar

für das deutsch-ladinische politische Ter-
rain auf Unterstützung angewiesen wäre.
Dabei müsste sie unter Umständen auf
Hilfe derer setzen, die sich während des
Kampfes um Autonomie von ihr abwand-
ten, weil sie zuvorderst in der Selbstbe-
stimmungsfrage hart blieben. Die SVP
könnte aber auch in Verlegenheit kom-
men, auf die Ladiner-Partei ihres ehemali-
gen stellvertretenden Parteivorsitzenden
Dejaco oder auf den Südtiroler Zweig der
Lega Nord angewiesen zu sein, zu der ihr
ehemaliger Abgeordneter Atz abwander-
te und in dem er mittlerweile eine führen-
de Rolle spielt.

471 Kandidaten, verteilt auf 15 Listen,
machen sich Hoffnungen auf die 35 Sitze
im Bozener Landhaus, dem Landtag.
2003 hatte die SVP bei 55,6 Prozent noch
21 dieser Mandate erobern können. Soll-
te sie die absolute Mehrheit trotz widrigs-
ter Umstände noch einmal schaffen, so
dürfte sie es wiederum nur dem seit 1989
regierenden Landeshauptmann Luis
Durnwalder verdanken, auf dessen vierte
Spitzenkandidatur sie setzt. Und Durnwal-
der, der 2003 mit 110 000 Vorzugsstim-
men das mit Abstand beste Ergebnis aller
Regierungschefs seit 1945 erzielte, hat
sich selbst zum obersten Wahlkampfma-
nager der Partei erklärt, an deren Spitze
der Bozner Vizebürgermeister Elmar Pich-
ler-Rolle steht. Das könnte sich, falls es
schiefgeht, als Fehler erweisen. Denn ob

Durnwalder diesmal wettmachen kann,
was an negativen Schlagzeilen über die
SVP hereinbrach? Trotz des mit Abstand
besten Wirtschafts-, Beschäftigungs- und
Sozialstandards in ganz Italien? Offenbar
nehmen das die knapp fünfhunderttau-
send Bewohner des ökonomisch, touris-
tisch und kulturell gesegneten Land-
strichs – zwei Drittel Deutschsüdtiroler
und Ladiner, ein Drittel Italiener und „Ge-
mischte“ – als gegeben hin, machen da-
von nicht viel Aufhebens und registrieren
andere bewusstseinsbestimmende Fakto-
ren. Beispielsweise die über Wochen hin
Gemüter bewegende Auseinanderset-
zung über den „Frosch am Kreuz“ des ver-
storbenen Künstlers Martin Kippenber-
ger, der vier Monate lang im „Museion“
hing, dem Museum für moderne und zeit-
genössische Kunst der Landeshauptstadt.

Der langjährige SVP-Landtagsabgeord-
nete Pahl war darob aus Protest in Hunger-
streik getreten und hatte schließlich auf
eine Wiederkandidatur verzichtet. Das
Gezerre um Zusammenstellung und Kan-
didatenplazierung auf der SVP-Landeslis-
te, bei der Bezirke und Talschaften, Bün-
de und Geschlechterbalance berücksich-
tigt sein wollen, aber nie wirklich zufrie-
denstellend austariert werden können,
tat ein Übriges und erzeugte Unmut. So-
dann die handfesten Streitereien unter
Traditionsverbänden. Deren gewichtigs-
te, die Schützen, verhalten sich alles ande-
re als politisch neutral.

So gibt es erbitterten Streit darüber, ob
im „Andreas-Hofer-Gedenkjahr 2009“ –
vor zweihundert Jahren war der Tiroler
Volksheld, der die Fronde wider französi-
sche Okkupatoren und bajuwarische Nutz-
nießer anführte, in Mantua füsiliert wor-
den – bei der Landesgedenkfeier in Inns-
bruck die „Dornenkrone“ als Symbol der
Zerrissenheit des Landes im Festzug mit-
geführt werden soll, was die beiden Lan-
deshauptleute Durnwalder und Platter ab-
lehnen. Und immer wieder meldet sich
die „Arbeitsgruppe für Selbstbestim-
mung“ zu Wort, in der Vertreter der einsti-
gen Freiheitskämpfer, anderer Südtirol-
Aktivisten, der Freiheitlichen, der Süd-Ti-
roler Freiheit und der Schützen aktiv sind.

Immer wieder, so auch jetzt vor der
Wahl, spielt historischer Ballast, für den
der SVP das Sensorium abhandengekom-
men zu sein scheint, eine nicht zu unter-
schätzende Rolle. So auch das marmorne
Monument des Lug-und-Trug-Zwangs
„ewiger Italianità“, das „Siegesdenkmal“
in Bozen. Pünktlich zur Landtagswahl lan-
dete der „Faschistentempel“, wie es die
meisten Südtiroler nennen, wieder in den
Schlagzeilen. Der Grund: Das Denkmal-
amt in Venedig kündigte an, dass die Res-
taurierungsarbeiten fortgesetzt würden:
„Es werden Arbeiten an der Krypta, den
unterirdischen Fresken, den Stiegen und
an den Außenwänden durchgeführt“, gab
der Architekt Ugo Soragni bekannt. Ver-
anschlagt wurden für das dritte Baulos
zwei Millionen Euro. Das erste Baulos
umfasste die Sanierung der Pflastersteine
und einen Teil der Außentreppen. Auch
am eigentlichen Denkmal wurden ver-
schiedene Eingriffe vorgenommen.

Das „Unrechtsdenkmal“ hat stets die
Gemüter bewegt. Das liegt auch an der ge-
schichtsfälschenden Aufschrift „Hic pa-
triae fines siste signa. Hinc ceteros exco-
luimus lingua legibus artibus“ – frei über-
setzt: Hier an den Grenzen des Vaterlan-
des künde dies Zeichen. Von hier aus
brachten wir den anderen Sprache, Geset-
ze und Künste. Am 12. Juli 1928 war das
Denkmal seiner Bestimmung übergeben
worden. 1926, zur Grundsteinlegung, die
für viele Südtiroler eine Provokation dar-
stellte, weil Mussolini dafür den an dieser
Stelle 1917 errichteten, wegen des Kriegs-
endes aber nur halbfertigen Bau des Kai-
serjägerdenkmals sprengen ließ, reisten
unter anderem König Viktor Emanuel III.
und Celestino Endrici, der Erzbischof
von Trient, an. Der Erzbischof segnete
das Denkmal.

Seit dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges kommt es immer wieder zu Diskussio-
nen über das faschistische Relikt. Von der
Entfernung der Inschrift über die Ent-

schärfung des Baus mittels musealer Nut-
zung, die Entfernung der Beile und Likto-
renbündel bis hin zum Einrichten einer
Bar oder eines Kinderspielplatzes gab es
schon unzählige Wünsche zur Umgestal-
tung oder Umwidmung. Angebracht wur-
den „Mahntafeln“, allerdings in gebühren-
der Entfernung vom Objekt selbst.

Die Sanierung des „Faschistentempels“
war schon vor fünf Jahren Thema. Schon
damals hatte der stellvertretende italieni-
sche Ministerpräsident Gianfranco Fini
vor Bozener AN-Getreuen dergleichen an-
gekündigt. Der auch finanzielle Einsatz
für das monströse Relikt aus düsterer
Zeit, das deutschen und ladinischen Südti-
rolern als „Symbol der Unterjochung, Ent-
rechtung und Entnationalisierung“ gilt,
lässt sich stets vorzüglich politisch instru-
mentalisieren. Wobei auf beiden Seiten
der künstlich aufgerichteten „ethnischen
Front“ jeweils die Rechtsparteien davon
profitieren. Bei den Italienern Südtirols,
weil sich die Anhängerschaft der eigent-
lich zersplitterten Rechten stets unter
dem Monstrum künstlich vereint findet.
Bei der deutschen und ladinischen Mehr-
heitsbevölkerung, weil die Oppositions-
parteien der seit 1945 allmächtigen SVP
trotz all ihrer Verdienste im Kampf um Er-
ringung, Sicherung und Ausbau von terri-
torialer Selbstverwaltung und kultureller
Autonomie unter anderem im Jahrzehnte
währenden Streit um das Siegesdenkmal
deren „Arrangement mit dem römischen
Usurpator“ bloßlegen kann.

Streit über Etat
des Elysée-Palasts

Spionage-Affäre um Trotzkisten
Festnahme eines Elektroschockpistolen-Händlers
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Pröll: Verhandlungsausgang offen
Montag Gespräche mit SPÖ / Allparteienregierung?

Wahlkampf mit historischem Ballast

„Faschistentempel“: Das Bozener Siegesdenkmal von 1928 Foto dpa

Olivier Besancenot

Ein Frosch, eine Dornenkrone
und ein „Faschistentempel“
bestimmen die Zeit vor der
Landtagswahl in Südtirol. Die
SVP könnte ihre absolute
Mehrheit verlieren. Davon
profitieren Rechtsnationale,
für die besonders jüngere
Wähler stimmen wollen.

Von Reinhard Olt


